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Schwerpunkt 

Gastkommentar: Ein starker Service public ist kein Selbstläufer 

Die Post braucht 

unternehmerische Freiheit 
Seit über 175 Jahren steht die 
Schweizerische Post im Dienst 
der Bevölkerung und Wirt­
schaft - zuverlässig und flä­
chendeckend. Ich bin stolz 
daraufi Teil dieser Geschichte 
zu sein. Als CEO ad interim 
erlebe ich täglich, mit welcher 
Leidenschaft unsere 451000 
Mitarbeitenden ihren Beitrag 
leisten - sei es in Zürich­
Wollishofen, Aarau, Cossonay 
oder Bergün. Doch dieser star­
ke Service public ist kein 
Selbstläufer. Er braucht poli­
tische Rückendeckung und 
unternehmerische Freiheit. 
Die Welt in der digitalen 
Transformation verändert sich 
rasant. Ich denke zum Beispiel 
an meine Verwandten im 
Ruhestand, die heute mit 
grosser Selbstverständlichkeit 
ein Smartphone in der Hosen­
tasche tragen - genauso wie 
mein 18-jähriger Sohn. Auch 
aus Sicht der Post dreht die 
Welt immer schneller. Das 
Briefvolumen sinkt jährlich 
um rund fünf Prozent, das 
Sehaltergeschäft noch stärker. 
Gleichzeitig steigen die Kos­
ten, während digitale Lösun­
gen hohe Investitionen erfor­
dern. Allein die Grundversor­
gung kostet uns rund 370 
Millionen Franken pro Jahr. 
Vor diesem Hintergrund ist 
es für mich nicht nachvollzieh­
bar, dass die Wirtschaftskom­
mission des Nationalrats unse­
re Geschäftstätigkeit massiv 
einschränken will. Das klingt 
vielleicht nach Ordnung, wäre 
aber brandgefährlich: Wir wür­
den Hunderte Millionen an 
Einnahmen verlieren und die 
Finanzierung der Grundver­
sorgung wäre gefährdet. Die 
Folge: Die Post bräuchte Sub­
ventionen - zulasten der 
Steuerzahlerinnen und Steuer­
zahler. Die Post würde faktisch 
zum Sanierungsfall. 
Ich habe selbst erlebt, wie 
wichtig unternehmerische 
Freiheit ist. Als wir die E-Post 

lancierten, war das kein ein­
facher Weg. Wir mussten in­
vestieren, Risiken eingehen, 
neue Kompetenzen aufbauen. 
Aber genau solche Projekte 
sichern unsere Zukunftsfähig­
keit-und die Grundversor­
gung in der digitalen Welt. 
Unsere Investitionen zielen 
nicht darauf ab, KMU zu ver ­
drängen, wie das von einigen 
Politikern gerne behauptet 
wird. Die Investitionen dienen 
dem Aufbau von Technologien 
für E-Health, E-Voting und 
anderen relevanten digitalen 
Services für den Alltag der 
Bevölkerung. Das sind Gene­
rationenprojekte und werfen 
nicht sofort Gewinn ab. Aber 
sie sind essenziell für die 
Schweiz und haben zum Ziel, 
unseren Alltag zu verein­
fachen. 
Unsere digitalen Angebote 
sind keine Nebenschauplätze. 
Sie sind integrale Bestandteile 
einer modernen Grundversor­
gung. Ich erinnere mich an ein 
kürzlich geführtes Gespräch 
mit einem Geschäftsführer, 
der mir sagte, wie sehr er die 
Möglichkeit schätzt, seine Do­
kumente digital zu empfangen 
- und trotzdem bei Bedarf phy­
sisch zugestellt zu bekommen. 
Genau solche hybriden Lösun­
gen machen den Unterschied. 
Ich bin überzeugt: Die Post 
kann auch morgen ein starkes 
Erfolgsmodell sein-innovativ, 
verlässlich und ohne Subven­
tionen. Dafür braucht sie aber 
gesetzliche Rahmenbedingun­
gen, die Innovation ermögli­
chen und unternehmerisches 
Handeln fördern. Wer die Post 
auf ihre traditionellen Produk­
te zurückbindet, riskiert den 
Rückbau der Grundversorgung 
und den Verlust einer leis­
tungsfähigen Partnerin für die 
ganze Schweiz. Was mich 
ebenso beschäftigt: Das ak­
tuelle Gesetz stammt aus einer 
Zeit, in der Smartphones kaum
verbreitet waren. Heute sind 
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digitale Kommunikations­
formen Alltag. Trotzdem wird 
die Post von Teilen der natio­
nalen Politik so behandelt, als 
hätte sich nichts während der 
letzten 15 Jahre verändert. 
Was vermutlich vielen nicht 
bewusst ist: Die Post konnte 
in den letzten zehn Jahren über 
eine Milliarde Franken an 
Dividenden in die Bundes­
kasse überweisen. Das zeigt; 
Wir sind wirtschaftlich erfolg­
reich -aber nur, wenn wir auch 
unternehmerisch handeln dür­
fen. Die Umsetzung der Vor­
lage der Wirtschaftskommis­
sion des Nationalrats würde 
uns mehrere hundert Millio­
nen Franken jährlich kosten. 
Ich muss es wiederholen: Das 
wäre nicht nur ein Rückschritt, 
sondern ein Risiko für die Zah­
lungsfähigkeit der Post. 
Ich wünsche mir eine Politik,
die den Mut hat, die Post als 
das zu sehen, was sie ist: eine 
moderne, relevante Partnerin
und wichtige Arbeitgeberin
für die ganze Schweiz. Um 
so zu bleiben, brauchen wir 
keine Extrawurst -aber rea­
listische Rahmenbedingun­
gen. Denn Service public ist
kein Selbstzweck. Er ist ein
Versprechen an unsere Ge­
sellschaft und Wirtschaft. 
Und dieses Versprechen wol­
len wir auch morgen einlösen
- eigenständig, innovativ und
verlässlich.

Alex Glanzmann 
ist seit 2005 bei 
der Post und 
hatte im Bereich 

im Amt. Alex Glanzmann hat an 
der Universität Bern Ökonomie 
studiert und besitzt ein Executive 
MBA in Business Engineering 
derHSG. 

Rückläufige Einnahmen: Eine Frau wirft Briefe in einen Briefkasten der Schweizerischen Post. BIid: key 
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«Wir haben Aussergewöhnliches zugestanden» 
Andreas Künne, der neue EU-Botschafter, spricht 

in seinem ersten Interview über direkte Demokratie 

und Alternativen zur Personenfreizügigkeit. Zudem 
beantwortet er die Frage: Tell oder Gessler? 

Stefan Bühler 
Wer in der Schweiz den Posten des 
EU-Botschafters antritt, wird hierzu­
lande quasi über Nacht zur öffent l i ­
chen Person. Manche stehen gerne im
Rampenlicht, wie einst der Österrei­
cher Michael Reiterer. Andere bleiben 
während ihrer Zeit in Bern unauffäl­
lig, etwa der Brite Richard Jones. Am 
Donnerstag hat nun Andreas Künne 
sein Beglaubigungsschreiben an Bun­
despräsidentin Karin Keller-Sutter 
übergeben. 

Der deutsche Karrierediplomat 
folgt auf den Griechen Petros Mavro­
michalis. Angekommen in Bern ist er 
im August. Anfang Woche hat er diese 
Zeitung in seinem Büro in Bern zum 
Interview eingeladen. 
Herr Botschafter, was ist Ihnen 
als Erstes aufgefallen hier in Bern? 
Andreas Kii.nne: Wie freundlich die 
Menschen sind, wie kurz die Wege sind, 
wie schön die Landschaft ist, die hohe 
Lebensqualität. Ich freue mich auf die 
vier Jahre hier. 
Kurze Wege -man könnte auch 
sagen: Bern ist klein.Wollten Sie 
oder mussten Sie hierherkommen? 
Ich habe mir das gewünscht - aber es 
gibt keinen Automatismus. Ich habe
mich beworben wid freue mich, dass 
ich diese Aufgabe übernehmen darf. 
Aus Sicht eines europäischen 
Diplomaten kann ich mir allerdhlgs 
vorstellen, dass es viel entspanntere 
Posten gibt als die Schweiz. Was 
reizt Sie an der Aufgabe? 
Neben der Landschaft und den netten 
Menschen ist es, dass es eine hoch 
spannende Zeit ist für die Beziehung 
zwischen der EU und der Schweiz. 
Wie gut kennen Sie die Schweiz? 
Ich war schon des Öfteren hier1 in Zü­
rich, in Genf, in Luzern vor allem. Aber 
ich kenne sie nicht annähernd gut 
genug. 
Manche Ihrer Vorgänger machten
es sich zum Programm, jeden 
Kanton zu besuchen. Haben Sie
entsprechende Vorsätze? 
Natürlich möchte ich möglichst viele 
Kantone sehen. Für offizielle Besuche 
gibt es aber Regeln, so darf ich nur vier 
Kantone pro Jahr offiziell besuchen. 
Und als guter Europäer halte ich mich 
an die Regeln. Sonstige Reisen in alle 
Regionen der Schweiz sind aber jeder­
zeit möglich - und auch geplant. 
Erzählen Sie bitte von sich, 
wer sind Sie? 
Ich bin ein Mensch, der vor allem von 
Neugierde gekennzeichnet ist. Ich bin 
schon als Kind sehr häufig umgezogen, 
habe alle paar Jahre neue Menschen, 
neue Leute, neue Umgebungen ken� 
nenlemen dürfen. Mein Vater arbeitete 
bei einem grossen deutschen Konzern 
an verschiedenen Orten. Ich glaube, 

das hat mich sehr geprägt. Ansonsten 
lese ich viel, höre Musik, gehe oft in die 
Oper. 
Welches Buch liegt im Moment
auf dem Nachttisch? 
Da liegen ganz viele Schweizer Bücher, 
auch über die Geschichte und was die 
Schweiz zusammenhält. Aber ich wer­
de jetzt keinen Titel nennen. 
«Durcheinandertal» von 
Dürrenmatt vielleicht? 
Nein, Dürrenmatthabe ich schon in der 
Schule gelesen. 
Schillers Wilhelm Tell haben Sie 
womöglich auch in der Schule 
gelesen. Welche Rolle würde Ihnen
gefallen: der rebellische Tell oder
Gessler, der Statthalter? 
Weder noch. Ich sehe mich als Bot­
schafter. Das bin ich aus Berufung und 
als Beruf. Natürlich habe ich grösste 
Sympathien für freiheitsliebende Men­
schen, die für ihre Überzeugung eintre­
ten. Auch deswegen bin ich ein grosser 
Unterstützer der Ukraine. Als Bot­
schafter geht es um Dialog, wn das Er­
leichtern der Zusammenarbeit. Ein 
Botschafter ist immer auch eine Art 
Dolmetscher, der in beide Richtungen 
erklären sollte1 was die jeweils andere 
Seite umtreibt. Das ist mein Job. 
Wovor hat man Sie gewarnt, bevor 
Sie in dieSchweiz gekommen sind? 
Gewarnt hat man mich vor nichts. Man 
hat mir selbstverständlich gesagt, dass 
in der Schweiz manche Dinge anders 
sind als andernorts, und dass ich darauf 
besonders achten sollte. 
Worauf müssen Sie besonders
achten? 
Grundsätzlich gehen wir von densel­
ben Werten aus. Die Schweiz ist ein 
westliches Land, mit dem wir demo­
kratische, freiheitliche Werte teilen. 
Das Besondere an der Schweiz ist si­
cher die direkte Demokratie, das föde­
rale System. Allerdings ist auch die 
Europäische Union ein föderales Gebil­
de. Und auch meine beiden Heimat­
länder, Deutschland und Österreich, 
haben starke föderale Elemente. 
Der grosse Unterschied ist also die 
direkte Demokratie. Was halten Sie 
von der direkten Demokratie? 
Ich habe grossen Respekt davor

1 
wie sta­

bil und verlässlich sich die Schweiz ent­
wickelt hat. Die direkte Demokratie ist 
integralerTeil der Schweizer Bundesver­
fassW1g. Dazugehören natürlich kontro­
verse Debatten, das ist ein Kernelement 
aller Demokratien. Ich bin gespannt dar­
auf; das aus der Nähe zu sehen. 
In Deutschland, Ihrer Heimat, ist 
die direkte Demokratie umstritten.
Dort ist es die teilweise rechts­
extreme AfD, die mehr direkte 
Demokratie fordert. Wie beein­
flusst das Ihre Sicht auf die direkte
Demokratie in der Schweiz?
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Ich sage es jetzt und ich muss es viel­
leicht noch mehrmals sagen: Ich bin 
Botschafter der Europäischen Union, 
nicht meines Herkunftslandes. Ich 
glaube, dass die direkte Demokratie 
Übung braucht. Und die ist in der 
Schweiz ganz offensichtlich da. 
Dort, wo sie nicht schon besteht, 
kann man also die direkte 
Demokratie nicht einführen? 
Das sind grundsätzliche politikwissen­
schaftliche Fragen, die, so glaube ich, 
niemand allgemeingültig beantworten 
kann. Ich sehe, dass dort, wo Referen­
den durchgeführt werden und es kaum 
direktdemokratische Erfahrung gibt, 
die Kampagnen sehr, sehr schwierig 
sind. Das haben wir in den letzten Jahr­
zehnten in Europa und auch woanders 
beobachtet. Ich glaube, dass der Weg 
der schweizerischen direkten Demo­
kratie ein einzigartiger ist, auf den wir 
mit grosser Achtung und auch Bewun­
denmg schauen. 
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Im Frühjahr wird der Bundesrat 
das Vertragspaket der Bilateralen III 
ans Parlament übergeben. Dann 
beginnt der innenpolitische 
Prozess, der schliesslich in eine 
Volksabstimmung münden wird. 
Wie sehen Sie Ihre Rolle: Sind Sie 
als Abstimmungskämpfer hier? 
Sicher nicht.Als Botschafter mische ich 
mich grundsätzlich nicht in Abstim­
mungskämpfe ein und erst recht nicht 
in Kampagnen. Wenn ich gefragt wer­
den sollte, dann werde ich natürlich 
gerne sachlich informieren und auch 
mit den interessierten Akteuren spre­
chen. \.Venn es aber um Pro und Kontra 
geht im Abstimmungskampf, liegt das 
in der Verantwortung der politischen 
Kräfte in der Schweiz. 
In der Schweiz fürchten nicht nur
Kritiker der EU, dass mit den 
neuen institutionellen Regeln in
den bilateralen Verträgen die 
direkte Demokratie eingeschränkt 

wird, wegen der Ausgleichs­
massnahmen: Wenn die 
Bevölkerung neues EU-Recht in 
einer Abstimmung nicht über­
nehmen will, gibt es von Brüssel
eins auf die Finger. Haben Sie 
Verständnis für diese Sichtweise? 
Ihre Formulierung halte ich für ver­
fehlt. Es zeichnet die Europäische 
Union aus, dass wir zuhören und 
unsere Partner respektieren. Das gilt 
ganz besonders für die Schweiz: Wir 
haben grossen Respekt für die direkte 
Demokratie. Deshalb haben wir der 
Schweiz in den neuen Verträgen et­
was völlig Aussergewöhnliches zuge­
standen, das nicht einmal die EWR­
Staaten haben: Die Schweiz erhält die 
Möglichkeit, eine neue EU-Binnen­
marktregel auch abzulehnen. Dar­
über hinaus kann die Schweiz bei der 
Entwicklung neuer Rechtserlasse der 
EU, von denen sie betroffen ist, teil­
nehmen. Sie sitzt also mit am Tisch -
und das als Nicht-Mitglied. 

EU-Botschafter 

aus Deutschland 

Andreas Künner1s66}absolvierte seine 
Diplomatenkarriere im Auswärtigen 
Dienst Deutschlands. Er befasste sich 
unter anderem mit Sicherheitspolitik. 
Seine Posten führten ihn etwa nach Süd­
korea, Südafrika, Litauen oder Brüssel. 
Er war von 2021 bis 2025 Botschafter 
Deutschlands in Tschechien. Seit dem 
1. September leitet er die Delegatlon 
der EU in Bern. seit der Überreichung 
des Beglaubigungsschreibens ist er 
offiziell EU-Botschafter in der Schweiz. 
Künne studierte Geschichte, Amerika­
nistik und Anglistik. /sbü.) 

Trotzdem: Lehnt das Volk eine 
neue Bestimmung ab, riskiert es 
Ausgleichsmassnahmen der EU. 
Wie gesagt: Einer solchen Abstimmung 
geht ein langer Prozess voraus, an dem 
die Schweiz beteiligt ist. Wenn das 
Schweizer Stimmvolk dann trotzdem 
eine neue Regel ablehnen sollte, dann ist 
es logisch, dass es Ausgleichsmassnah­
men gibt. Das ist ein bisschen wie beim 
Sport: Wenn ein Team eine Ausnahme 
von den Regeln erhält, dann braucht es 
für das andere Team eine Art Ausgleich. 
Das ist keine Einschränkung, sondern 
eine Erweiterung der Wahlfreiheit. Die 
Alternative wäre1 dass das erste Team 
gar nicht mitspielen darf. 
Ein anderer wichtiger Punkt ist 
die Personenfreizügigkeit. In den 
neuen Verträgen gesteht die EU der
Schweiz eine Schutzklausel zu, um
die Zuwanderung notfalls zu 
bremsen. Der Bundesrat beab­
sichtigt, diese mit einem eigenen
Gesetz umzusetzen. zugleich ist 
eine Initiative hängig, die auf die 
Kündigung der Personenfreizügig­
keit hinauslaufen könnte.Wie 
verfolgen Sie diese Diskussionen? 
Natürlich beobachten wir die Diskus­
sion aufmerksam. Aber wir müssen di f ­
ferenzieren: Über die Personenfreizü­
gigkeit kommen EU-Bürgerinnen und 
EU-Bürger hierher

1 
weil Schweizer 

Unternehmen Arbeitskräfte brauchen. 
Insofern ist die Zuwanderung ein Mo­
tor des Schweizer Wohlstands. Die Al­
ternativen zur Personenfreizügigkeit 
wären wahrscheinlich, die Wochen­
arbeitszeit und das Rentenalter zu er­
höhen. Oder dass Schweizer Firmen 
vermehrt im Ausland investieren. Da­
neben gibt es die illegale Migration aus 
Übersee. Das ist ein Problem, das wir 
auch in der EU haben. Und ich glaube, 
dass es ein Problem ist, das wir nur ge­
meinsam lösen können. 
Sind die Bilateralen III das alles 
beherrschende Thema für Sie- oder 
gibt es noch andere wichtige Dossiers
zwischen Bern und Brüssel in
nächster Zeit? 

Das neue bilaterale Vertragspaket ist 
sehr wichtig, aber sicher nicht das ein­
zige Thema. Wir haben viele Krisen in 
unserer Nachbarschaft. Nehmen Sie 
den russischen Angriffskrieg auf die 
Ukraine, sehen Sie die grösseren, geo­
politischen Verschiebungen, dass der 
Protektionismus wiederkehrt im glo­
balen Handel. Ich glaube, dass das alles 
die europäischen Demokratien, unab­
hängig davon, ob sie Mitglieder der EU 
sind oder nicht, näher zusammen­
rücken lässt. 
Wie sehen Sie in diesem Kontext die 
Rolle der neutralen Schweiz mitten
in Europa? 
Die Schweiz ist ein natürlicher Partner 
und politischer Verbündeter in Europa. 
Das sage ich jetzt nicht als Vertreter der 
EU, sondern als Europäer. Wir haben 
gemeinsame Interessen1 ob es der 
Welthandel ist1 der Klimaschutz oder 
die Sicherheit und Stabilität Europas. 
Und es ist in unserem gemeinsamen 
Interesse, in einem globalen System 
zusammenzuarbeiten, das auf Regeln 
basiert. 
Ein amerikanischer Botschafter 
hat einmal gesagt, die Schweiz sei
sicherheitspolitisch das Loch im 
Donut in Europa, weil sie zu wenig
macht für die Verteidigung.Teilen 
Sie seine Einschätzung? 
Ich kommentiere Aussagen anderer 
Diplomaten nicht. In der Sicherheits­
politik ist es aus Sicht der EU das Aller­
wichtigste, dass wir Europa verteidigen 
können. Mit Blick auf die Schweiz ist 
uns insbesondere wichtig, dass die Zu­
sammenarbeit bei der Unterstützung 
der Ukraine erfolgreich ist. Und das ist 
sie bishermitderÜbernahme der Sank­
tionen, der humanitären Unterstüt­
zung der Ukraine, aber auch mit dem 
Schweizer Angebot1 

bei der Vermitt­
lung eines gerechten Friedens gute 
Dienste zu leisten. Donuts esse ich üb­
rigens nicht besonders gerne. 
Schweizerinnen und Schweizer 
bereisen Europa in ihren Ferien von
Barcelona bis zum Polarkreis und 
von Budapest bis Lissabon. Haben 
Sie uns einen Geheimtipp1 von dem 
nicht alle schon wissen, dass es dort
schön ist? 
Meine Familie kommt zur Hälfte aus 
Braunschweig in Niedersachsen und 
zur anderen Hälfte aus Wien. Wien ist 
wahrscheinlich kein Geheimtipp 
mehr, aber Braunschweig möglicher­
weise schon. Braunschweig ist eine 
Stadt1 die im Kerngebiet des ehemali­
gen ottonischen Reiches liegt. Sie ist 
nach dem Krieg sehr schön wieder 
hergerichtet worden. In der Nähe 
liegr auch Quedlinburg, eine der 
schönsten Städte Europas. Das ist 
wahrscheinlich tatsächlich noch ein 
Geheimtipp. In Braunschweig möch­
te ich schliesslich dringend den Be­
such des Fussballstadions empfehlen 
- ich bin nämlich ein Fan von Ein­
tracht Braunschweig. 




